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Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Dr. Martin Runge, Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
Mobilfunk in Bayern – Netzausbau und Mobilfunk-Verbreitung (Mobilfunk in Bayern I) 

1. Wie viele der knapp 8.000 Standorte von Mobilfunksendeanlagen in Bayern befinden sich in Städten mit mehr als 50.000 Einwohnern, wie viele in Städten/Gemeinden mit 15.000 bis 50.000 Einwohnern und wie viele in Städten/Gemeinden mit weniger als 15.000 Einwohnern?

2. Wie soll nach Kenntnis der Staatsregierung die Verteilung der nach Angaben der Mobilfunkbetreiber benötigten 2.000 bis 2.500 weiteren Standorte in Bayern entsprechend der in Frage eins genannten Aufteilung sein?

3. Für wie viele der Mobilfunksendeanlagen in Bayern hat die Genehmigungsfreistellung der Bayerischen Bauordnung gegriffen?

4. Für wie viele der Mobilfunksendeanlagen in Bayern musste
a) ein Bauantrag gestellt werden, weil sie über 10 m Aufbauhöhe bzw. über 10 m3 Rauminhalt hatten,
b) ein Antrag auf isolierte Befreiung bzw. auf Ausnahme gestellt werden, weil sie sich in reinem bzw. allgemeinem Wohngebiet befinden?

5. Wie beurteilt die Staatsregierung die Aussage der Mobilfunkbetreiber, Gemeinden würden gelegentlich versuchen, „das Bauplanungsrecht zu strapazieren, um Standorte einseitig zu definieren“?

6. Ist nach Kenntnis der Staatsregierung seitens der Mobilfunkbetreiber ein über die bei der Vergabe der UMTS-Lizenzen gemachten Auflagen hinaus forcierter Ausbau des UMTS-Netzes geplant?

7. Wie steht die Bayerische Staatsregierung zur Forderung der Mobilfunkbetreiber, die GSM-Lizenzen über das Jahr 2009 hinaus zu verlängern?

8. Wie viele Handy-Verträge gibt es zur Zeit in Bayern nach Kenntnis der Staatsregierung und wie viele Festnetzanschlüsse?

Martin Runge

Um Beantwortung innerhalb der üblichen Frist und um Aufnahme in die Landtagsdrucksachen wird gebeten.

Mobilfunk in Bayern – Förderprogramm zur Erfassung elektromagnetischer Felder (FEE) und Folgeprojekt (FEE-2-Projekt) (Mobilfunk in Bayern II) 

9. Auf welche Gründe führt die Staatsregierung die Tatsache zurück, dass bis Oktober 2004 im Rahmen von FEE und FEE-2 erst 70 Förderbescheide erlassen und damit nur ca. 20 Prozent der bereitgestellten Mittel angefordert wurden?

10. Wurden bisher Förderanträge abgelehnt und, wenn ja, aus welchen Gründen?

11. Wie ist die Verteilung der bisherigen Förderung von Messungen und Prognosen im Hinblick auf die in der „Liste der Messstellen für elektromagnetische Felder“ benannten Institute/Unterneh​men?

12. Wie beurteilt es die Staatsregierung, wenn Unterauftragnehmer, die in o.g. Liste nicht aufgeführt sind, Messungen, welche im Rahmen von FEE und FEE-2 gefördert werden, durchführen? 

13. Wie erklärt die Staatsregierung, dass das „EM-Institut“ in Regensburg in o.g. Liste, welche bekanntermaßen vom Bayerischen Landesamt für Umweltschutz verfasst und herausgegeben ist, als GmbH ausgewiesen ist, ansonsten aber bei Angeboten und Aufträgen als „Institut“ auftritt und de facto wohl als Personengesellschaft geführt wird?

14. a) Wie viele und welche der in der „Liste der Messstellen für elektromagnetische Felder“ benannten Institute/Unternehmen, die nach FEE und FEE-2 als Messstellen für HF akzeptiert werden, sind bei der Deutschen Akkreditierungsstelle Technik e.V. als Messstellen für EMV und EMVU und für Messungen nach DIN VDE 0848 akkreditiert,
b) wie viele und welche der in der „Liste der Messstellen für elektromagnetische Felder“ benannten Institute/Unternehmen, die nach FEE und FEE-2 als Messstellen für HF akzeptiert werden, sind von der Regierung von Oberbayern zu öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen für EMVU berufen und gibt es hier einen Unterschied zwischen den Begrifflichkeiten „beeidigt“ und „vereidigt“ und
c) beziehen sich die Akkreditierungen/Bestellungen auf Institute/Unternehmen als ganzes oder auf Einzelpersonen?

15. Hält es die Staatsregierung für zielführend und für korrekt, dass die Regierung von Oberbayern zur Beurteilung/Prüfung neu zu bestellender Sachverständiger für EMVU Personen/Institute hinzuzieht, welche in o.g. Liste aufgeführt sind (Spieler-/Schiedsrichterproblematik)?

16. Aus welchen Gründen konzentrieren sich die Empfehlungen von LfU/STMUGV auf Nachfrage von Gemeinden im konkreten Einzelfall immer wieder auf ganz wenige der in der „Liste der Messstellen für elektromagnetische Felder“ benannten Institute/Unternehmen?

Mobilfunk in Bayern – Mobilfunkpakt I, Mobilfunkpakt II und Fortschreibung (Mobilfunk in Bayern IV) 

17. Wie viele und welche Informationsveranstaltungen zur Generalthematik „Mobilfunk“ wurden seit Abschluss des Mobilfunkpaktes I von der Staatsregierung (mit)organisiert, wie viele und welche finanziert/mitfinanziert?

18. a) Was waren die konkret behandelten Themenfelder der zu Frage eins zu benennenden Veranstaltungen, wer waren die Referenten, wie hoch war jeweils der finanzielle Beitrag des Freistaates und aus welchen Haushaltskapiteln und Titelgruppen wurde er bestritten und
b) wie beurteilt die Staatsregierung die Aussage des Bayerischen Gemeindetags, es bereite Probleme, Referenten zur Frage über die Auswirkungen des Mobilfunks auf die Gesundheit zu finden?

19. In welchen öffentlichen Einrichtungen wurde die Ausstellung des IZMF „Einfach mobil: Wie Handy & Co. die Welt bewegen“ bereits gezeigt, in welchen öffentlichen Einrichtungen soll sie demnächst gezeigt werden? 

20. Wurden die Vorschläge von Gemeinden, die Fristen für gemeindliche Standortvorschläge zu verlängern und Sanktionsmöglichkeiten für den Fall ernsthafter Verstöße gegen den Pakt einzuführen, in die Fortschreibung des Mobilfunkpaktes II aufgenommen und, wenn nein, weshalb nicht?

21. Hat die Staatsregierung Vorstellungen darüber, wie dem Monitum von Gemeinden, gemeindliche Standortvorschläge würden häufig ohne plausible Begründung abgelehnt, abzuhelfen ist?

22. Ist versucht worden, den Städtetag als Partner für die Fortschreibung des Mobilfunkpaktes II zu gewinnen, und, wenn ja, aus welchen Gründen ist dies konkret gescheitert?

23. Hält die Staatsregierung die „Dissensquote“ von etwa sieben Prozent (in 91 Fällen von 1296 zwischen dem 24.11.2003 und dem 26.09.2004 neu realisierten Standorten konnten die Betreiber keinen Konsens mit den Sitzgemeinden erzielen) für zufriedenstellend und sind in diese Dissensquote die immer noch zahlreichen Fälle hineingerechnet, in denen die Gemeinden erst nach Inbetriebnahme von den Anlagen erfahren haben?

24. Wie setzt sich der vom STMUGV eingerichtete Arbeitskreis „Umwelt und Mobilfunk in Bayern“ zusammen, wie und durch wen sind hier vor allem die Themenfelder Umwelt und Gesundheit vertreten, wer sorgt für die Einladungen und die „Nicht-Mehr-Einladungen“ zu den Arbeitskreis-Sitzungen?

Mobilfunk in Bayern–Exkurs: Digitale terrestrische Aussendung von Radio und Fernsehen (Mobilfunk in Bayern V)

25. Von welchen Standorten, auf welchen Frequenzbändern und mit welchen Sendeleistungen wird in Bayern Radio digital ausgesendet (T-DAB, „Terrestrial Digital Audio Broadcasting“)?

26. Von welchen Standorten, auf welchen Frequenzbändern und mit welchen Sendeleistungen soll in Bayern Fernsehen digital ausgesendet werden (DVB-T, „Digital Video Broadcasting Terrestrial“)?

27. Wie weit sind die in Beantwortung der Fragen zwei und drei jeweils zu nennenden Sende​standorte jeweils von der nächsten Wohn- und „Lebensbebauung“ entfernt, wie sind jeweils Standorthöhe und Antennenhöhe?

28. Ist die Staatsregierung bisher auf Fälle möglicher gehäufter schwerer Erkrankungen aufmerksam gemacht worden, die mit Rundfunksendern (analog und digital) in Zusammenhang gebracht wurden?

29. Teilt die Staatsregierung die Auffassung des Verfassers, dass durch die Umstellung von analoger auf digitale Ausstrahlung zwar die Sendeleistung je Programm erheblich verringert werden kann, gleichzeitig jedoch die Anzahl ausgestrahlter Programme und Teledienste und vor allem die Nutzung mobiler Multimedia-Broadcasting-Geräte, die ihre Signale über DAB/DMB bzw. DVB-H empfangen und für den Rückkanal beispielsweise UMTS nutzen, massiv zunehmen wird, so dass die Elektrosmog-Belastung in der Summe nicht geringer werden wird?

30. Bei welchen Feldstärken (und in Konsequenz bei welchen Leistungsflussdichten) wird nach Kenntnis der Staatsregierung DVB-T-Empfang mit kleiner passiver Stabantenne im Haus, mit Aktivantenne im Haus, mit Stabantenne im Freien und mit Dachantenne möglich sein?

31. Hält die Staatsregierung die Förderung von DAB und DVB-T mit öffentlichen Mitteln weiterhin für angebracht, nachdem bisher bereits gut 200 Millionen Euro aus Steuer- und Rundfunkgebührengeldern zur Förderung von DAB und DVB-T in Deutschland geflossen sind, und sieht die Staatsregierung die Notwendigkeit weiterer Unterstützung seitens des Freistaates für einzelne Projekte, vergleichbar etwa dem DVB-Feldversuch Bayern, der im Rahmen von BayernOnline aus allgemeinen Haushaltsmitteln und/oder Privatisierungserlösen gefördert wurde?

32. Handelt es sich bei dem Unternehmen, dessen Hauptumsatzträger nach Angaben der Staatsregierung das „Integrierte DVB-Mulitimedia-Endgerät“ sein soll (siehe hierzu LT-Drucksache 14/12386, S, 5), dessen Entwicklung und Markteinführung wiederum aus freistaatlichen Mitteln im Rahmen der Initiative BayernOnline gefördert wurde, um ein bayerisches Unternehmen, hat das Unternehmen noch seine Fertigungsstätte in Bayern und ist diese ggf. noch mit der Fertigung des eben genannten Gerätes ausgelastet?

Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Dr. Martin Runge, Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
Mobilfunk in Bayern – Einschätzung möglicher Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit (Mobilfunk in Bayern VI) 

33. Ist die Staatsregierung vor dem Hintergrund der Ergebnisse neuerer Untersuchungen und Studien weiterhin der Auffassung, dass die Einhaltung der „Grenzwerte“ der 26. BImSchV den Schutz der menschlichen Gesundheit gewährleistet?

34. Steht die Staatsregierung weiterhin zu ihrer in Beantwortung einer Anfrage des früheren Kollegen Volker Hartenstein aufgestellten Behauptung, „Nichtionisierende Strahlen, zu denen auch hochfrequente elektromagnetische Felder zählen, können aufgrund ihrer geringen Photoenergie keine Krebserkrankungen durch eine Veränderung der DNS auslösen. Laborexperimente mit Zellen und Tieren haben kein gentoxisches Potenzial der hochfrequenten elektromagnetischen Felder, auch oberhalb der zulässigen Grenzwerte, gezeigt“ (LT-Drucksache 14/11881, S. 1) vor dem Hintergrund, dass die REFLEX-Studie, ein von der EU finanziertes Forschungsvorhaben unter Beteiligung von zwölf renommierten Instituten aus sieben Ländern, u.a. zu folgenden Ergebnissen kam: „Die Forschergruppe um Prof. Tauber (FG 2) stellte fest, dass RF-EMF unterhalb der Sicherheitsgrenze von 2 W/kg in der Lage sind, in HL60 Zellen, d.h. Promyelozyten, die von einem Patienten mit promyelozytischer Leukämie stammen, während einer 24-stündigen kontinuierlichen Exposition DNA-Einzel- und Doppelstrangbrüche zu erzeugen und die Anzahl der Mikrokerne zu vermehren. Zusätzlich wurde gezeigt, dass die nachgewiesene Genschädigung Folge einer verstärkten Freisetzung von Sauerstoffradikalen sein könnte, die in der Zelle vorkommende Makromoleküle wie die DNA angreifen. Die Forschergruppe von Prof. Rüdiger (FG 3) beobachtete, dass RF-EMF bei SAR-Werten zwischen 0,3 und 2,0 W/kg in menschlichen Fibroblasten und in Granulosazellen von Ratten nach kontinuierlicher oder intermittierender 24-stündiger Exposition die Anzahl der DNA-Einzel- und Doppelstrangbrüche sowie der Mikrokerne erhöhen. Als Folge dieser Genschädigung wurde, wie theoretisch zu erwarten, eine erhebliche Zunahme verschiedener Formen von Chromosomenaberrationen festgestellt. Die Forschergruppe von Prof. Wobus (FG 4) fand heraus, dass auch in embryonalen Stammzellen von Mäusen während der Phase der Differenzierung zu Neuralzellen DNA-Doppelstrangbrüche nach einer RF-EMF Exposition bei einem SAR-Wert von 1,5 W/kg  geringgradig, aber doch signifikant zunehmen. Aus den in vitro Untersuchungen im Rahmen des REFLEX-Projektes ergibt sich, dass RF-EMF unterhalb der geltenden Sicherheitsgrenzen fähig sind, in bestimmten, aber keineswegs allen lebenden Zellen DNA-Strangbrüche zu erzeugen und die Anzahl der Micronuclei und der Chromosomenaberrationen zu erhöhen. Auf der Grundlage dieser Befunde ist anzunehmen, dass RF-EMF auf verschiedene Zellsysteme eine gentoxische Wirkung ausüben.“?
35. In wie vielen und welchen Fällen wurde die Staatsregierung in den letzten sechs Jahren mit der Beobachtung/Vermutung gehäufter schwerer Erkrankungen, die mit Mobilfunksendeanlagen in Zusammenhang gebracht wurden, konfrontiert?

36. Inwieweit, d.h. mit welchen Aktivitäten reagierte/agierte die Staatsregierung, wenn sie mit der Beobachtung/Vermutung gehäufter schwerer Erkrankungen, die mit Mobilfunksendeanlagen in Zusammenhang gebracht wurden, konfrontiert wurde?

37. Wie ist der Fortgang der „Pilotstudie zu einer epidemiologischen Untersuchung zu den möglichen akuten gesundheitlichen Effekten durch Mobilfunk“, welche von der Staatsregierung in ihrer Bilanzierung des Mobilfunkpaktes II angeführt wird, welche Aussagen können bisher getroffen werden und für welchen Zeitraum erachtet die Staatsregierung die Durchführung einer entsprechenden Hauptstudie für möglich und zielführend?

38. Wer wurde mit der Durchführung o.g. Studie beauftragt, über welche Verfahrensart erfolgte die Beauftragung und wie hoch sind die bisherigen Kosten?

39. Über welche Verfahrensart wurde der Auftrag zur Untersuchung „zu Möglichkeiten und Grenzen der Minimierung von Hochfrequenzimmissionen durch Standortoptimierung“ an das „EM-Institut“, Regensburg, vergeben, wie viel hat die Untersuchung gekostet und hält die Staatsregierung eine Aufbereitung der Ergebnisse der Untersuchung in einer Art, dass sie allgemeingültige Entscheidungshilfen für „optimale Standortwahl“ bieten und objektive „Hilfestellung für Kommunen für die sachgerechte Diskussion vor Ort“ sein kann, für möglich?

40. Wie beurteilt die Staatsregierung das starke Anwachsen der elektromagnetischen Wellenflut in unserem Umfeld infolge der zunehmenden Nutzung von DECT-Telefonen und Handys, aber auch infolge der zunehmenden Verbreitung von Schnurlosgeräten in der PC-Peripherie, von schnurlosen Netzwerken zu Hause, am Arbeits- und am Ausbildungsplatz und an sog. hot spots, von Funksystemen im kommerziellen Bereich, etwa für Anwendungen in der Telematik, für Logistikoptimierungen, von RFID-Technik, etwa für Fahrscheine und Skipässe und von Warensicherungssystemen zur Detektierung von Anhängern oder Etiketten, infolge der zunehmenden Nutzung mobiler Medienangebote nach Verknüpfung von Rundfunk und Mobilfunk („Unterhaltung und Information im Pocketformat“) und durch den kommenden digitalen Polizei- und Rettungsdienstefunk im Hinblick auf mögliche Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit? 

Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Dr. Martin Runge, Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
Mobilfunk in Bayern – Rahmenvereinbarungen zwischen der Bayerischen Staatsforstverwaltung sowie dem Bayerischen Finanzministerium mit Mobilfunkbetreibern über die Nutzung staatlicher Grundstücke und Gebäude für Errichtung und Betrieb von Funkstationen (Mobilfunk in Bayern III) 

41. Wie viele der etwa 130 Standorte, für die die Bayerische Staatsforstverwaltung Verträge abgeschlossen hat, liegen näher als 150 m an der nächsten Wohnbebauung, wie viele näher als 300 m und wie viele näher als 500 m?

42. Wie viele der etwa 130 Standorte, für die die Bayerische Staatsforstverwaltung Verträge abgeschlossen hat, und wie viele der sonstigen staatlicherseits zur Verfügung gestellten Standorte liegen in Landschaftsschutzgebieten bzw. in nach dem Bayerischen Naturschutzgesetz geschützten Landschaftsbestandteilen?

43. Entsprechen die Entgelt- und Entschädigungssätze der Rahmenvereinbarung der Staatsforstverwaltung aus dem Jahr 1998 den Sätzen für Freistandorte aus der Rahmenvereinbarung des Finanzministeriums vom November 2002? 

44. Wurde für den Abschluss der beiden bzw. einer der beiden o.g. Rahmenvereinbarungen ein Entgelt vereinbart und gezahlt, welches sich nicht auf die konkrete Nutzung von Standorten im Einzelfall bezieht?

45. Bei wie vielen der staatlicherseits zur Nutzung für Funk zur Verfügung gestellten Standorte kam es zu Dissens mit Anwohnern bzw. mit Anlieger-/oder Sitzgemeinden?

46. Auf welche Behörden verteilen sich die knapp 30 dem Finanzministerium von den Bezirksfinanzdirektionen genannten Vertragsabschlüsse?

47. Wurden bisher Verträge über die Nutzung von Standorten, die auf einer der beiden o.g. Rahmenvereinbarung basieren, gekündigt und, wenn ja, aus welchen Gründen?

Martin Runge







